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Α . Einleitung 

Am 28. Juni 1996 hat sich die Ukraine eine neue Verfassung gegeben. Die 
Abgeordneten des ukrainischen Parlaments erklärten den Tag in dem Bewußt-
sein zum nationalen Feiertag, eine Grundlage gemeinsamen (politischen) Le-
bens geschaffen  zu haben, die den Schatten des Sozialismus abwerfen und den 
Keim eines neuen politischen Gemeinwesens bilden sollte. 

Die Bestimmungen zu den Staatssymbolen und zur Staatssprache gemein-
sam mit den Formeln der Präambel suchten den Gehalt der ukrainischen Nation 
zu bestimmen, der seit der Erklärung der Unabhängigkeit fast fünf  Jahre zuvor 
(am 24. August 1991) offen  geblieben war. Mit der Formulierung der Grund-
und Menschenrechte und der Einsetzung eines Verfassungsgerichtes  sollte die 
(west-)europäische Tradition des Rechtsstaates aufgenommen werden. Die um-
fangreichen sozialen Rechte ließen zugleich die Verwurzelung in einem sozia-
listisch-etatistischen Denken erkennen. Die politische Willensbildung im Ver-
hältnis der Institutionen zueinander wurde neu geregelt und muß sich nun in 
der Praxis bewähren. 

Die Verabschiedung der Verfassung, deren Entstehung hier untersucht wird, 
ist nur der formale Abschluß der Bildung eines noch im Werden begriffenen, 
neuen Staates. Ob die Verfassung tatsächlich die - dem Sozialismus fremde -
normative Kraft  entwickeln wird, dem Handeln der Politiker und Bürger Orien-
tierung zu geben, liegt nicht an der geschriebenen Verfassung selbst. 

Der in dieser Arbeit geschilderte verfassunggebende Prozeß, der als Macht-
kampf die widerstreitenden Interessen und Überzeugungen offen  zu Tage treten 
läßt, gewährt Einblick in die Strukturen, die der Verfassung vorausliegen und 
die nach deren Verabschiedung die Verfassungswirklichkeit  prägen werden. 
Dies betrifft  das Verhältnis der politischen Gruppen und Richtungen zueinan-
der ebenso wie die politische Kultur und das Rechts Verständnis. Die Verfas-
sunggebung kann zudem als Sonderfall  der Gesetzgebung gesehen werden und 
dafür eine Anschauung bieten. Unter diesem doppelten Aspekt erschien es 
besonders lohnenswert, die Verfassunggebung der Ukraine zum Gegenstand 
dieser Arbeit zu machen. Der Annahme der Verfassung durch das Parlament 
am 28. Juni 1996 ging ein fünfjähriger,  dreistufiger  Prozeß voraus, in den ich 
hier zunächst in aller Kürze und groben Strichen einführen möchte. 

Die Notwendigkeit, eine neue Verfassung für die Ukraine zu verabschieden, 
ergab sich 1990/91 aus dem Zusammenbruch der Sowjetunion als Staat und des 
Kommunismus als System. Sowohl der Staat als Institution und die Nation als 
seine Legitimationsgrundlage mußten neu begründet werden. Die Erklärung 
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der Unabhängigkeit der Ukraine am 24. August 1991 hatte aber nicht zur 
Folge, daß sogleich die Verfassung der Ukrainischen Sozialistischen Sowjetre-
publik (UkrSSR) vom 20. April 1978 außer Kraft  trat. Sie galt trotz all ihrer 
Unzulänglichkeiten bis zum 28. Juni 1996 fort.  Die zahlreichen Änderungen1 

der Verfassung zeigten aber, daß sie den wechselnden Umständen nicht mehr 
angemessen war und dauernd dem außerhalb des Rechtsbereich ablaufenden 
Strukturwandel des politischen und wirtschaftlichen Systems angepaßt werden 
mußte. Die Verabschiedung einer Verfassung galt auch als Desiderat der 
Staats- und Nation-Werdung der Ukraine, um die Legitimität des Staates 
gegenüber seinen Bürgern und den Nachbarstaaten - besonders Rußland - zu 
stärken. Dennoch kam es unter Präsident Kravöuk (1991-1994) nicht zur Ver-
abschiedung einer Verfassung, weil den verschiedenen politischen Kräften 
dazu entweder der politische Wille oder die Macht fehlte. 

Präsident Kravéuk verfolgte während seiner Präsidentschaft  eine Politik der 
Deeskalation und Vermittlung zwischen den ostukrainischen Kommunisten und 
den westukrainischen Nationalisten, um die Einheit des jungen Staates nicht zu 
gefährden. Dies schloß die Diskussion ideologischer Streitfragen,  die schnelle 
Bestimmung des Gehalts der ukrainischen Nation, einen Machtkampf zwischen 
den Staatsorganen und folglich die Diskussion und Verabschiedung einer Ver-
fassung aus. Auch die linksorientierte Nomenklatura im Parlament hatte kein 
Interesse an einer Neubestimmung der Machtverhältnisse, da sie fur sich den 
status quo als vorteilhaft  empfand. Die Nationalisten als einzige Gruppe, die 
eine Verfassung verabschieden wollte, hatten nicht genug Macht, um dies 
durchzusetzen. Weil dennoch alle Gruppen erkannten, daß es prinzipiell einer 
neuen Verfassung bedurfte,  wurde eine Verfassungskommission eingesetzt, 
Entwürfe ausgearbeitet, diese ins Parlament eingebracht und auch öffentlich 
diskutiert, doch die Verabschiedung eines Verfassungsentwurfes  stand niemals 
ernsthaft  in Aussicht.2 

Die oben dargelegte politische Situation änderte sich mit den Parlaments-
und Präsidentschaftswahlen im Frühjahr und Sommer 1994 - dem Beginn der 
zweiten Phase der Verfassungsdiskussion - nur in einem Punkt. Der neue Präsi-
dent Leonid Kuöma hatte sein Amt mit dem Ziel angetreten, Wirtschaftsrefor-
men durchzusetzen und hielt es dazu für nötig, seine präsidialen Kompetenzen 
durch ein Staatsorganisationsgesetz zu erweitern. Linke und Zentristen, die alte 
und neue Nomenklatura im ukrainischen Parlament, sahen weiterhin keine 
dringende Notwendigkeit, den verfassunggebenden Prozeß ernsthaft  voranzu-
bringen. Die reformorientierten  Nationalisten hatten nur ein Viertel der Man-

1 U.a. die Streichung des „Art. 6" über die führende Rolle der kommunistischen 
Partei, die Einführung einer eigenen Armee, die Einführung des Präsidentenamtes 
u.v.m. 

2 Juz'kov, 1996, S. 240. 
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date errungen und blieben weiter ohne entscheidenden Einfluß. Um seine 
Reformbemühungen zu verfolgen, legte Kuöma Anfang Dezember 1994 den 
Entwurf eines Gesetzes „Über die Staatsmacht und die lokale Selbstverwaltung 
in der Ukraine" vor, der eine erhebliche Ausdehnung seiner Macht vorsah. 
Nach langen und harten Auseinandersetzungen und unter Androhung eines 
Plebiszites konnte Kuéma gegen den Widerstand der reformfeindlichen  Kräfte 
im Parlament schließlich am 8. Juni 1995 eine überarbeitete Version seines 
Entwurfes, die „Verfassungsvereinbarung"  durchsetzen. 

Dies leitete die dritte Phase der Verfassungsdiskussion ein. Die Verfassungs-
vereinbarung sah in den abschließenden Bestimmungen vor, daß innerhalb 
eines Jahres eine Verfassung verabschiedet werden sollte. Darauf konnte nun 
ernstlich gehofft  werden, weil die Kompetenzen des Parlaments durch die Ver-
fassungsvereinbarung  beschränkt worden waren3 und das Parlament den ver-
fassunggebenden Prozeß nutzen konnte, um dem Präsidenten einige der Rechte 
wieder abzuringen. Zum ersten Mal seit 1991 hatte das Parlament selbst ein 
ernsthaftes Interesse daran, eine Verfassung zu verabschieden. Auch Präsident 
Kuòma hatte weiterhin ein Interesse an der Annahme der Verfassung. Er hatte 
zwar den vollständigen Einfluß auf die Exekutive gewonnen, war aber weiter-
hin von der Gesetzgebung des Parlaments abhängig, auf die er so gut wie 
keinen Einfluß hatte. Sein Ziel war, das Gewicht der Legislative im Gesetzge-
bungsprozeß zu schwächen. Damit hatten beide Verfassungsorgane  ein von 
gegensätzlichen Zielen geprägtes Interesse am Zustandekommen der Verfas-
sung. Zu diesem institutionellen Konflikt zwischen den Verfassungsorganen 
kam ein ideologischer Konflikt zwischen den politischen Kräften im Parlament 
hinzu, der unterschiedliche Vorstellungen über die Merkmale der ukrainischen 
Nation betraf.  Lange Zeit schien es, daß diese Konflikte unüberwindbar waren. 
Erst ein vom Präsidenten angesetztes Referendum, das die Einflußmöglichkei-
ten und den Bestand des Parlaments gefährdete, führte dazu, daß die Abgeord-
neten den innerparlamentarischen, ideologischen Konflikt überwanden. Dies 
war die Voraussetzung fur die parlamentarische Verabschiedung der Verfas-
sung und die Lösung des institutionellen Konfliktes im Sinne des Parlaments. 
Eine wirkliche Versöhnung der gegensätzlichen Standpunkte fand jedoch bei 
keinem der beiden Konflikte statt. 

Schon diese kurze Beschreibung reflektiert  das dieser Arbeit zugrundelie-
gende Vorverständnis, die Anschauung des verfassunggebenden Prozesses und 
den damit verbundenen Wandel der politischen Institutionen. Vier grundle-
gende Faktoren prägten den verfassunggebenden Prozeß: die historischen Vor-
bedingungen, die Machtkonstellation der Beteiligten, die bestehenden politi-
schen Institutionen und die Ziele der Akteure. 

3 U.a. hatte der Präsident das Recht, die Regierung zu ernennen, ohne auf die 
Zustimmung des Parlaments angewiesen zu sein. 




